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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Im Kanton Schaffhausen traten fünf Kandidaten an. Bedrängt wurde vor allem der freie
Sitz der FDP. Christian Heydecker sollte diesen als potenzieller Nachfolger von Peter
Briner (fdp) verteidigen. Angegriffen wurde die FDP vom parteilosen Vater der
Abzockerinitiative Thomas Minder, der lange Zeit mit einer Kandidatur lavierte, mit
Kritik gegen die FDP und Heydecker auf ganzseitigen Zeitungsinseraten aber schon früh
auf sich aufmerksam machte. Erst Mitte August gab er schliesslich bekannt, parteilos für
den Ständerat zu kandidieren. Am ehesten würde er grünliberales Gedankengut
vertreten. In der Folge betrieb Minder einen aufwändigen, nach eigenen Aussagen
selbst finanzierten Wahlkampf. Zudem wollten Matthias Freivogel (sp) und Ex-
Regierungsrat Herbert Bühl der Ökoliberalen den vakanten Sitz der FDP erobern. Die
Verteidigung des SVP-Sitzes durch den Bisherigen Hannes Germann galt hingegen als
praktisch sicher. Die SVP hatte diesen Sitz bereits seit über 80 Jahren inne. Die
Volkspartei sprach sich zudem für eine Unterstützung von Heydecker aus. Auch die CVP
und die EDU empfahlen das Ticket Germann/Heydecker.

Tatsächlich schaffte Germann seine Wiederwahl mit 15'577 Stimmen deutlich. Für das
absolute Mehr wären 12'927 Stimmen nötig gewesen. Diese Zahl verpassten sowohl
Minder (11'879) als auch Heydecker (8'179), Freivogel (7'141) und Bühl (6'738). Nur
letzterer trat für den zweiten Wahlgang nicht mehr an. Die Auseinandersetzungen vor
dem zweiten Wahlgang waren heftig. Die etablierten Parteien versuchten mit vereinten
Kräften, Thomas Minder zu verhindern. Der Unternehmer sei mit dem Kanton nicht
verbunden und würde, ohne grosse politische Erfahrung und ohne Fraktion, die
Anliegen des Kantons nicht vertreten können. Minder, der mit seiner Mischung aus
ökologischen und konservativen Anliegen Wählerinnen und Wähler aus dem ganzen
politischen Spektrum anzusprechen schien, holte im zweiten Umgang allerdings
nochmals praktisch gleich viele Stimmen (11'853) wie im ersten und zog damit in die
kleine Kammer ein, wo er sich nach ersten erfolglosen Verhandlungen mit der GLP der
SVP-Fraktion anschloss. Ihren Sitz abgeben musste damit die FDP. Der noch einmal von
der SVP unterstützte Heydecker machte im zweiten Wahlgang, an dem sich 61,7% der
Wahlberechtigten beteiligten, sogar noch weniger Stimmen (7'586) als Freivogel (8'336).
Letzterer profitierte von den durch den Rücktritt von Bühl frei werdenden Stimmen aus
dem linken Lager, allerdings nicht in erwartetem Umfang. Damit war die FDP des
Kantons Schaffhausen, die 2007 bereits ihren Nationalratssitz verloren hatte, auch im
Ständerat nicht mehr vertreten. 1

WAHLEN
DATUM: 13.11.2011
MARC BÜHLMANN

Im Kanton Schaffhausen traten anlässlich der Ständeratswahlen Hannes Germann und
Thomas Minder zur Verteidigung ihrer Sitze an. Die Phalanx aus FDP und SVP wurde bei
den letzten Wahlen durch den Unternehmer und Urheber der „Abzocker“-Initiative
Thomas Minder durchbrochen. Die FDP wollte nun mit Regierungsrat Reto Dubach das
2011 verlorene Mandat zurückerobern. Die Schaffhauser Sozialdemokraten, welche mit
Esther Bührer erst einmal (1979-1991) im „Stöckli“ vertreten waren, versuchten dies mit
Kantonsrat Walter Vogelsanger zu ändern.

Als weitgehend ungefährdet wurde der Sitz von SVP-Ständerat Hannes Germann
betrachtet. Der ehemalige Ratspräsident galt als moderater Vertreter der Volkspartei in
Bern und konnte auf Unterstützung weit über die Parteigrenzen zählen. Eindeutig
umstrittener war das Mandat des selbsternannten politischen Outsiders Thomas
Minder. War dessen Beliebtheit 2011 noch hauptsächlich auf seine Volksinitiative
zurückzuführen, so hatte sich das Bild mit seinem Betritt zur SVP-Fraktion sowie seiner
Unterstützung für die Masseneinwanderungs- und die Ecopop-Initiative etwas
verändert. Neben seinem oft recht deutlich rechtsbürgerlichen Kurs wurde dem Trybol-
Geschäftsführer auch vorgehalten, er würde sich in Bern zu wenig für die spezifischen
Interessen des Kantons Schaffhausen einsetzen. Sein aussichtsreichster Konkurrent –
Regierungsrat Reto Dubach – konnte derweil auf breite Unterstützung in bürgerlichen
Kreisen zählen. Selbst die Ökologische Bewegung Schaffhausen (ÖBS) – der
Schaffhauser Ableger der Grünen Partei – unterstützte den FDP-Kandidaten offiziell.
Die SVP ihrerseits gab einzig für ihren eigenen Kandidaten eine Wahlempfehlung ab,

WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
ANDREA DENZ
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nicht aber für Minder. Mit Ausnahme der EVP wurde Minder damit von keiner
etablierten Partei unterstützt. Dem SP-Mann Walter Vogelsanger wurden als einzigem
linkem Kandidaten im bürgerlich dominierten Kanton kaum reelle Chancen eingeräumt.
Der Wahlkampf war geprägt durch den Zweikampf zwischen Minder und Dubach.
Minder sah sich in der Rolle des Aussenseiters, in welcher er sich trotz Bisherigen-
Status als Alternative gegen das „Establishment“ positionierte.  Es stellte sich die Frage,
inwieweit die nationale Bekanntheit des Amtsinhabers und sein Erfolg mit der
„Abzocker“-Initiative zu einem weiteren Wahlsieg verhelfen könnten. Auf der anderen
Seite galt Dubach als gemässigter Vertreter der FDP. Trotz seinem für wenig
Begeisterungsstürme sorgenden Wahlkampf, schien er insbesondere durch sein
Einstehen für den Atomausstieg und seine ökologischen Ansichten auch für Wähler links
der Mitte attraktiv zu sein. Weil für das Rennen um den zweiten Sitz neben Germann
von einem zweiten Wahlgang ausgegangen wurde, schien die Rückeroberung des
Mandats durch die FDP möglich. 

Zu einem solchen zweiten Wahlgang kam es jedoch nicht, denn neben Germann
schaffte auch Thomas Minder den Wiedereinzug ins Stöckli bereits im ersten Anlauf.
Germann führte das Feld mit 20‘747 Stimmen klar an, während Minder mit 13‘733
Stimmen die Hürde des absoluten Mehrs (13‘195) knapp übersprang. Auf dem dritten
Rang folgte – zur grossen Überraschung – der Sozialdemokrat Vogelsanger mit 7‘952
Stimmen. Für den FDP-Regierungsrat Dubach bedeutete der vierte und letzte Platz mit
nur 7‘731 Stimmen eine herbe Enttäuschung. Das Schaffhauser Stimmvolk hat sich also
für Kontinuität entschieden. 2

Bei den Ständeratswahlen 2019 im Kanton Schaffhausen stiegen die beiden
Bisherigen, Hannes Germann (SVP) und Thomas Minder (parteilos), als Favoriten ins
Rennen. 2015 hatten beide dem Angriff der Kandidaten der SP und der FDP
standgehalten und wurden im ersten Wahlgang gewählt. Auch dieses Jahr kamen ihre
Herausforderer wieder aus diesen zwei Parteien. Die SP schickte den erst 30-Jährigen
Kantonsrat Patrick Portmann, früher Mitglied der JCVP, ins Rennen. Die FDP nominierte
Christian Amsler, langjähriger Regierungsrat und Vorsteher des
Erziehungsdepartements. Amsler hatte 2018 noch erfolglos für den Bundesrat
kandidiert. Im Wahlkampf sorgte er vor allem wegen anhaltender Krisen in seinem
Departement für Schlagzeilen. Zum einen rief das Schaffhauser Parlament eine PUK ins
Leben, um zu prüfen, ob Amslers Departement Missstände in der Schaffhauser
Schulzahnklinik ungenügend untersucht hatte. Zum anderen musste er einen Konflikt
mit dem Rektor des Berufsbildungszentrums (BBZ) Schaffhausen lösen. Zudem warf die
SVP Amsler wiederholt unmissverständlich vor, als Regierungsrat ungeeignet zu sein. Die
Vorwürfe der SVP trugen unter anderem dazu bei, dass die FDP-Delegierten sich
weigerten, bei den Nationalratswahlen mit der SVP eine Listenverbindung einzugehen.
Aber auch die FDP-Parteileitung bat Amsler, sich zu überlegen, ob er wirklich
kandidieren wolle. Dieser bekräftigte seine Ambitionen nach kurzer Bedenkzeit. Neben
all dem Rummel um den FDP-Kandidaten, rückten die beiden Bisherigen fast schon in
den Hintergrund. Hannes Germann, der schon seit 2002 im Ständerat sass und
mittlerweile in Schaffhausen als unanfechtbar galt, musste nur bei der Kontroverse um
das Apfel-Plakat der SVP Schweiz einen heiklen Moment überstehen. Thomas Minder
zehrte derweil in der Bevölkerung weiter von seinem Erfolg mit der «Abzocker-
Initiative». Im Parlament war er während der vergangenen Legislatur Teil der SVP-
Fraktion, nachdem ihn die GLP nicht aufnehmen wollte.

Wie erwartet setzten sich die beiden Bisherigen Hannes Germann (17'333 Stimmen) und
Thomas Minder (14'813) am Wahlsonntag durch. Beide übertrafen das absolute Mehr von
13'029 Stimmen und waren damit schon im ersten Wahlgang gewählt. Ein kleiner
Wermutstropfen für Germann war, dass er verglichen mit seinem Glanzresultat bei den
Wahlen 2015 über 3400 Stimmen weniger erhielt. Dahinter platzierte sich Patrick
Portmann, der 9'952 Stimmen holte und damit einen Achtungserfolg verzeichnete. Eine
Schlappe musste FDP-Kandidat Christian Amsler hinnehmen. Mit 6'346 Stimmen
landete er abgeschlagen auf dem letzten Platz und erzielte damit das schlechteste
Resultat eines FDP-Ständeratskandidaten in den vergangenen Jahren. 3

WAHLEN
DATUM: 20.10.2019
ELIA HEER
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Mit den Behauptungen, die „Dunkelkammer Ständerat“ werde immer linker und
„europhiler“ und die „Heimatmüdigkeit“ in der kleinen Kammer könne nur gestoppt
werden, wenn mehr SVP-Kandidierende in den Ständerat gewählt würden, gelang es der
Volkspartei nicht nur, den eigentlich kantonal ausgetragenen Ständeratswahlen
nationale Bedeutung und Medienaufmerksamkeit zu verleihen, sondern sie verabreichte
ihnen auch einen gehörigen Schuss Themenzentriertheit: Erst mit der Wahl von SVP-
Personal – so die zugrunde liegende Idee – würde der Ständerat wieder für Schweizer
Werte, also gegen Migration und EU, einstehen. Das Vorhaben, das in den Medien unter
dem Titel „Sturm aufs Stöckli“ Niederschlag fand, muss im Nachhinein allerdings als
gescheitert betrachtet werden. Zwar trat die SVP mit Ausnahme von lediglich sechs
Ständen (OW, NW, AR, AI, TI und GE) in allen Kantonen mit teilweise namhaften und
landesweit bekannten Personen zu den Wahlen in die kleine Kammer an und war damit
auch für die zahlreichen nötigen zweiten Umgänge mitverantwortlich. Letztlich musste
sie im Vergleich zu 2007 per Saldo aber sogar zwei Sitzverluste verkraften und sitzt
lediglich noch mit fünf Vertretern im Ständerat. Einer ihrer Sitze war bereits während
der vorangehenden Legislatur mit der Abspaltung der BDP verloren gegangen. Zwar
vermochte die Partei bei den Ersatzwahlen für Bundesrätin Sommaruga im Frühling des
Berichtsjahrs mit Adrian Amstutz kurzfristig das zweite Berner Mandat zu besetzen,
nach wenigen Monaten in der kleinen Kammer musste dieser dann aber Hans Stöckli
(sp) Platz machen. Weitere Sitzverluste erlitt die SVP in den Kantonen Graubünden und
Aargau. In Graubünden war die SVP aufgrund der dortigen Stärke der BDP nach dem
Rücktritt von Christoffel Brändli (svp) gar nicht erst angetreten und im Kanton Aargau
scheiterte die angestrebte Rochade zwischen dem ehemaligen Nationalrat
Giezendanner und dem ehemaligen Ständerat Reimann. Hier verlor die Volkspartei den
Ständeratssitz an die SP (Bruderer). Einen Sitz gewinnen konnte die SVP im Kanton
Schwyz, wo neu beide Kantonsvertreter der Volkspartei angehören. Alex Kuprecht
wurde im ersten Wahlgang bestätigt und der für den zweiten Wahlgang nach seinem
eigentlichen Rücktritt als Nationalrat reaktivierte Peter Föhn konnte den Sitz der CVP
erobern. Die Angriffe in den weiteren Kantonen (ZH, LU, UR, ZG, FR, SO, BS, BL, SG, VD,
VS, NE und JU), die mit bekannten Namen geführt wurden (z.B. Blocher, ZH, Baader, BL,
Rime, FR, Brunner, SG, Parmelin, VD oder Freysinger, VS) führten zwar zu zweiten
Wahlgängen, waren aber letztlich alle erfolglos. Verteidigen konnte die SVP ihre Sitze in
jenen Kantonen, in denen eher als konziliant geltende Persönlichkeiten ihre Sitze
verteidigten (Jenny in GL, Germann in SH, Roland Eberle neu in TG). 4

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Mitte November wurde Hannes Germann (SH) mit einem ausgezeichneten Resultat zum
Ständeratspräsidenten für 2014 gewählt. Der als konsensual und dossiersicher geltende
Politiker scheut sich nicht, auch einmal von der SVP-Parteilinie abzuweichen, was ihm
gar bei politischen Gegnern offensichtlich Sympathien einbrachte. 5

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 22.11.2013
MARC BÜHLMANN

Kritik einstecken musste SVP-Ständerat Hannes Germann (svp, SH), weil er als
Ständeratspräsident Werbung für die Masseneinwanderungsinitiative seiner eigenen
Partei machte. Im "Extrablatt" zur SVP-Initiative verlangte Germann wörtlich die
Handlungsfreiheit im Bereich der Zuwanderung zurück. Dies brachte ihm Kritik ein, weil
er als Präsident der kleinen Kammer die Institution vertrete, was als ungeschriebenes
Gesetz politische Zurückhaltung bedinge – so seine Kritiker. 6

ANDERES
DATUM: 03.01.2014
MARC BÜHLMANN

Die SVP strebte weitreichende Verschärfungen in der Asylpolitik an. Wer tatsächlich an
Leib und Leben bedroht sei, reise nicht in die weit entfernte Schweiz, sondern bleibe in
einem sicheren Nachbarland, um später wieder in die Heimat zurückkehren zu können.
Aus diesem Grund seien Asylanträge zurückzuweisen, wenn sie von aus einem sicheren
Land Einreisenden gestellt würden. Konkret würde dies bedeuten, dass nur noch Asyl
beantragen kann, wer mit dem Flugzeug in die Schweiz kommt. Wer trotzdem einen
Antrag stelle, solle nur ein Wegweisungsverfahren durchlaufen können, während dessen
Dauer ein Aufenthalt in einem Zentrum gewährt werde, wo aber lediglich Naturalien
abgegeben würden. Wer sich nicht an die Regeln halte, solle in ein geschlossenes
Zentrum kommen. Es solle maximal eine einzige Beschwerdemöglichkeit geben. Diese

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 26.07.2014
MARC BÜHLMANN
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Massnahmen seien Dublin-konform, weil der Grundsatz bestehen bleibe, dass niemand
in ein Land ausgeschafft werde, in dem ihm Folter oder eine andere Art grausamer und
unmenschlicher Bestrafung droht. Weil die Asylzahlen laut SVP stark angestiegen seien,
brauche es sofort eine Verschärfung. Zudem funktioniere der Dublin-Schengen-Vertrag
nicht, der vorsieht, dass Asylgesuche nur im Erstland gestellt werden können. Weil sich
Italien oder Griechenland nicht daran hielten, komme es zu einer Explosion an
Asylgesuchen in der Schweiz. 
Zahlen der "Sonntagszeitung" zeigten allerdings, dass die Asylgesuche in der Schweiz in
den letzten Jahren eher zurückgegangen, und erst ab Anfang 2014 wieder leicht
angestiegen waren, wobei sich dieses Phänomen in ganz Europa zeigte. Der Rückgang in
der Schweiz konnte mit den Gesetzesverschärfungen der letzten Jahre erklärt werden.
Die Volkspartei dachte trotzdem laut über eine Volksinitiative nach, mit der die
Asylgesetzgebung noch strenger geregelt werden soll. Parteiintern stiess das Vorhaben
allerdings auf Kritik. So sprach etwa Ständeratspräsident Hannes Germann (SH) von
einem „absoluten Tabubruch angesichts unserer völkerrechtlicher Verpflichtungen“.
Eine solche Initiative würde faktisch die Abschaffung des Asylrechts bedeuten, wurde
vor allem auch von ausserhalb der Partei breit kritisiert. Nicht nur die Medien machten
kaum einen Hehl aus ihrer Abneigung gegen eine solche Idee, sondern auch das
Bundesamt für Migration, die Bischofskonferenz oder die Justizdirektorenkonferenz
bezeichneten die Absichten als weltfremd oder gar als Schande. Bundesrätin
Sommaruga bezeichnete das Anliegen als beschämend, menschenverachtend und als
Schaumschlägerei. Mit Blick nach Syrien, Libyen, die Ukraine und die Tragödie um die
Bootsflüchtlinge müsste sich die Schweiz vielmehr ihrer humanitären Tradition
besinnen. Der ehemalige Bundesrat Pascal Couchepin bezeichnete das Vorhaben der
SVP als "realitätsfern". Die Volkspartei habe zunehmend eine „Auslandsneurose“. Auch
wenn sie bis Ende Jahr keine entsprechende Initiative einreichte – offiziell weil sie mit
der Völkerrechtsinitiative (gegen fremde Richter) ein zweites Projekt habe und nicht
beide gleichzeitig stemmen könne – hatte die SVP mit ihrer Forderung zumindest für
zahlreiche Schlagzeilen im Sommerloch gesorgt. Als dann im November der Europäische
Gerichtshof für Menschenrechte der Schweiz verbot, eine afghanische Familie nach
Italien auszuschaffen, weil dort die Kinder nicht angemessen untergebracht würden,
griff die SVP auch die EMRK an und hatte eine willkommene Verknüpfung des
Asylthemas mit ihrem zweiten Initiativvorhaben gegen fremde Richter. 7

Die Annahme der Masseneinwanderungsinitiative und die Forderungen der SVP in der
Asylpolitik sowie hinsichtlich des Völkerrechts (fremde Richter) wurden in den Medien
als neue, in ihrer Schärfe aussergewöhnliche und zunehmende Radikalität der SVP
beschrieben. Die radikalen Forderungen weckten vor allem auch Kritik der anderen
Parteien, die an der Regierungsfähigkeit der Volkspartei zweifelten. Die Radikalität
schade letztlich dem Anspruch der SVP auf einen zweiten Bundesratssitz, so die Kritik
nicht nur der Linken, sondern auch der CVP und der BDP. Auch einzelne FDP-Vertreter
distanzierten sich immer vehementer von der SVP und sprachen sich laut gegen
mögliche Listenverbindungen für die Wahlen 2015 aus. Die zunehmende Radikalisierung
wurde mit der Annahme der Masseneinwanderungsinitiative erklärt: Die SVP habe nicht
mit einem Ja gerechnet, nun aber bemerkt, dass man mit radikalen Ideen mehr
Wählerstimmen gewinnen könne als angenommen. Um bei den Wahlen 2015 noch
einmal zulegen zu können, stellte die Volkspartei deshalb immer weiterreichende
Forderungen auf. CVP-Präsident Christophe Darbellay verglich die Volkspartei mit
kleinen Kindern, die immer mehr wollten, sobald sie etwas bekämen. Die Wählerschaft
müsse 2015 Stopp sagen und dieser destruktiven Politik Einhalt gebieten. BDP-
Parteichef Martin Landolt warf der SVP grässlichen Populismus und eine braune
Tendenz vor. Auch SP-Präsident Christian Levrat unterstellte der SVP faschistoide
Tendenzen. Die Nazi-Vorwürfe wurden allerdings von verschiedener Seite als
kontraproduktiv und falsch verurteilt. 
Mitte August schaltete sich alt-Bundesrat Adolf Ogi mit einem Interview in der
Sonntagspresse in die Diskussion ein. Er sprach von einem Weckruf, den es brauche,
um die „Allmachtsfantasien“ von Christoph Blocher zu stoppen. Ogi sprach auch davon,
dass sich viele in der Partei an der neuen, „zerstörerischen“ und kompromisslosen
Politik stiessen, sich aber nicht getrauten, dies öffentlich zu machen. Ogi bleibe in der
SVP, auch um an seine Parteikollegen zu appellieren, diesem Irrweg ein Ende zu
bereiten. Die Aussagen Ogis weckten einige Reaktionen. Parteipräsident Toni Brunner
wies auf die bestehenden Differenzen zwischen Ogi und seiner Partei in der
Aussenpolitik hin. Gegen "fremde Richter" und die Forderung, Volksinitiativen richtig
umzusetzen, hätte Ogi aber bestimmt nichts einzuwenden. Die von Ogi als mögliche
parteiinterne Kritiker bezeichneten Personen – etwa Albert Rösti (BE), Hannes Germann
(SH) oder Roland Eberle (TG) – gaben an, hinter den Initiativprojekten der SVP zu

ANDERES
DATUM: 15.08.2014
MARC BÜHLMANN
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stehen. Zudem sollten solche Fragen parteiintern und nicht via Medien gelöst werden.
Ogi selber gab zu Protokoll, dass er auf seinen Aufruf nur positive Reaktionen aus dem
In- und Ausland erhalten habe. Sein Weckruf würde Wirkung zeigen, so der alt-
Bundesrat, wenn nicht heute, dann morgen. 8

Mitte November 2017 wählte die SVP-Fraktion ihren neuen Fraktionschef. Die Wahl war
nötig geworden, weil Adrian Amstutz (svp, BE) das Amt im Hinblick auf seinen Rücktritt
aus dem Nationalrat auf Ende Legislatur abgeben wollte. Gleich drei Nationalräte hatten
ihren Hut in den Ring für eine Nachfolge geworfen. Neben Thomas Aeschi (svp, ZG),
seines Zeichens Partei- als auch Fraktionsvizepräsident, bekundeten Werner Salzmann
(svp, BE), Berner Kantonalpräsident, sowie Alfred Heer (svp, ZH), bis 2016 Zücher
Kantonalpräsident, ihr Interesse an der Leitung der Bundeshausfraktion. Eigentlich war
in den Medien erwartet worden, dass auch von SVP-Parlamentsmitgliedern aus der
lateinischen Schweiz eine Kandidatur eingereicht würde, Céline Amaudruz (svp, GE) und
Michaël Buffat (svp, VD) kandidierten aber lediglich für das Fraktionsvizepräsidium. In
den Medien wurden allen drei Kandidierenden gute Chancen eingeräumt, weil sie in
wichtigen Kommissionen sässen und eine «stattliche» Hausmacht hinter sich hätten, so
etwa der Tages-Anzeiger. Die Aargauer Zeitung sah je nach Kandidat eine
unterschiedliche, neue Ausrichtung der Partei. Während Aeschi «SVP-Chefstratege
Christoph Blocher» nahestehe, vertrete Salzmann «die alten Werte der Partei» und
Heer den «Zürcher SVP-Flügel». Der Tages-Anzeiger fragte sich gar, ob die SVP jetzt
«nett» werde. Nach Amstutz, der «mit eiserner Hand» regiert habe, könnte der neue
Fraktionschef verhandlungsbereiter sein. Laut Blick, der Aeschi in der Poleposition sah,
wollte der 2015 noch erfolglose Bundesratskandidat via Fraktionsvorstand einen neuen
Anlauf in die Regierung nehmen. Auch der neue Bundesrat Ignazio Cassis sei
schliesslich Fraktionschef gewesen, so der Blick. Im Vorfeld war die Wahl in den Medien
als Kampf zwischen Aeschi und Heer bzw. zwischen «Pro- und Anti-Blocher» zugespitzt
worden. Salzmann wurde eher als Aussenseiter betrachtet. Eher überraschend nahm
sich dann Alfred Heer kurz vor der Ausmarchung «auf Wunsch von aussen» und aus
«Sorge um die Einheit der Partei» selber aus dem Rennen. Damit war der Weg frei für
Thomas Aeschi, der mit 39 Stimmen gewählt wurde. Auf Werner Salzmann entfielen 20
Stimmen. Er wolle die Linie seines Vorgängers weiterverfolgen, die Fraktion von den
Positionen der Partei jeweils überzeugen und die Fraktionsgeschlossenheit hoch
halten, so Aeschi nach seiner Wahl in den Medien. Eine Kampfwahl hätte der Fraktion
auch vor dem Hintergrund der «tendenziösen Artikel» in den Medien nicht gut getan,
erklärte Heer nach der Wahl im Tages-Anzeiger. Heer blieb aber Kandidat für das
fünfköpfige Fraktionsvizepräsidium und wurde in dieser Funktion auch gewählt. Neben
Heer (neu) sitzen wie erwartet Céline Amaudruz (bisher) und Michael Buffat (neu) sowie
die bisherigen Felix Müri (svp, LU) und Hannes Germann (svp, SH) im Vizepräsidium. 9
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